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Selbst bei einfachsten Aufgaben
sind viele Schüler überfordert
Einmal mehr liefert ein Leistungsvergleich ernüchternde Befunde

SEBASTIAN BRIELLMANN

Manchmal ist der Ort ein anderer, ab
und an wechselt das Personal, aber eines
bleibt immer gleich:Wird die Leistungs-
fähigkeit der Schweizer Schüler ver-
messen und anschliessend das Ergebnis
kommuniziert, ist das Fazit stets ein an-
sprechendes. Vielleicht, so wird einge-
standen, ist nicht alles perfekt, aber zu-
frieden dürfe man auf jeden Fall sein.

An diesem Donnerstag in Bern ist es
Christophe Darbellay, dem diese Rolle
(neuerlich) aufgetragen wird. Darbellay
ist Präsident der Konferenz der kanto-
nalen Erziehungsdirektorinnen und
-direktoren (EDK), und diese hat erst-
mals die Grundkompetenzen in den
Bereichen Schulsprache – Lesen und
Hören – und Mathematik im 4. Schul-
jahr überprüft. Das ist die zweite Pri-
marklasse, die Kinder sind sieben oder
acht Jahre alt.

Darbellay gibt sich, natürlich, er-
freut über die Resultate, die gut seien;

die zeigten, dass die Vereinheitlichung
der kantonalen Lernziele funktioniere.
Herrliche Harmonisierung. Der Wal-
liser, ein begnadeter Rhetoriker, kann
bald schon abschweifen in nationale
und internationale Gefilde. Wie gut es
unser Land mache im Vergleich zu ande-
ren Staaten. Dass man bloss nicht an der
Ressource Bildung sparen solle. Eine
Rede als Loblied auf die Schweiz.

«Zeichne einen Stern»

Was Darbellay präsentiert, klingt auf
den ersten Blick tatsächlich akzep-
tabel. Die Überprüfung von knapp
20 000 Schülern aus allen Kantonen
(ausser Zug und Nidwalden) zeigt: In
der Schulsprache erreichen 87 Pro-
zent (Hören) und 79 Prozent (Lesen)
der Schüler die Grundkompetenzen,
in der Mathematik sind es 76 Prozent.
Wie üblich sind es städtisch geprägte
Kantone, die das Resultat nach unten
ziehen. Genf etwa schneidet beim Le-

sen schlecht ab oder Basel-Stadt beim
Hören. In Mathematik sind es wie-
derum Basel-Stadt und Luzern.

Blickt man genauer auf die Resul-
tate, weicht die politisch verordnete
Zufriedenheit der Ernüchterung. Die
Ansprüche beispielsweise wirken so
niedrig, dass man durchaus zu dem
Schluss kommen könnte, dass diese
von den allermeisten Zweitklässlern
erfüllt werden sollten. Eine Aufgabe
sieht so aus: Zu sehen ist ein Foto von
einem Kind, das gut ersichtlich einen
Engel zeichnet. Die Frage: Was malt
das Kind? Die Antwortmöglichkeiten:
Tisch, Engel, Stift.

Eine andere Aufgabe besteht aus
einem kurzen Textchen, in dem unter
anderem steht: «Zeichne einen Stern
aufs Papier. Schneid den Stern dann
aus.» Beantwortet werden soll die
Frage, was man bei der Erstellung die-
ses Sterns braucht. Leim? Schnur? Oder
vielleicht doch die Schere? Da wirkt
es auf einmal nicht mehr so erbaulich,

wenn nur acht von zehn Schülern eine
solche Aufgabe lösen können.

Problematisch ist auch, dass sich die
Schweizer Schulen immer mehr zu Zwei-
klassengesellschaften entwickeln. Was
bereits in früheren Leistungsverglei-
chen offensichtlich wurde, ist auch beim
neusten wieder der Fall: Schüler, die eine
«privilegiertere soziale Herkunft» haben
(und daheim Deutsch reden), sind gut bis
sehr gut – selbst Kinder mit Migrations-
hintergrund, die daheim eine Fremdspra-
che sprechen, fallen kaum ab.

Drastisch schlechter sind die Leistun-
gen bei Kindern aus sogenannt sozial
benachteiligten Familien. Die untersten
25 Prozent haben ein dreieinhalbmal so
hohes Risiko, die Grundkompetenzen
nicht zu erreichen. Was bedeutet, dass
nur sechs von zehn Schülern das Min-
destniveau in Mathematik schaffen. Im
Lesen und im Hören sieht es nur wenig
besser aus. Das sind miserable Werte.Wie
sähe es wohl in den schwierigeren Diszi-
plinen – Schreiben und Sprechen – aus?
Gerade wenn man die niedrigen Anfor-
derungen berücksichtigt. Selbst die Auto-
ren des Berichts schreiben, dass viele
Aufgaben «relativ einfach» seien, wäh-
rend eine «genügende Anzahl anspruchs-
vollerer Aufgaben» fehle, um höhere
Leistungsbereiche zuverlässig zu messen.

Deutsch ist entscheidend

Wenig überraschend wird die Debatte
vermieden, ob dieser Leistungsabfall
etwas mit Migration zu tun hat. Doch der
Zusammenhang ist offensichtlich: Wenn
«benachteiligte» Kinder daheim Deutsch
sprechen, sind sie nur 10 bis 20 Prozent-
punkte schlechter als die allerbesten
Schüler. Wer daheim eine andere Spra-
che redet, ist 30 bis 40 Prozentpunkte
schwächer. Diese Schere, das zeigen alle
Checks in den vergangenen Jahren, geht
zudem immer weiter auf. Aus mehreren
Bildungsdirektionen ist zudem zu hören,
dass «grottenschlechte Schüler» wenig
diskret gebeten würden, am Testtag doch
«krankzumachen» – damit die Statistik
nicht noch schlechter ausfalle.

Die Gesamtentwicklung ist denn
auch dramatisch. Im neuen Bildungs-
bericht zeigt sich, dass Schüler – im Ver-
gleich zu früheren Generationen – zum
gleichen Zeitpunkt mehrere Monate
hinterherhinken. Das zeigte sich im ver-
gangenen Jahr auch in einem «Check»
der vier Nordwestschweizer Kantone.
In nur fünf Jahren verloren die Schü-

ler fast ein Semester. Das bestätigt den
Befund der letzten Pisa-Studie: 25 Pro-
zent aller 15-Jährigen gelten als leis-
tungsschwach. Die Jugendlichen sind
also kaum in der Lage, einfache All-
tagstexte richtig einzuordnen.

Das hat auch direkt mit der Zuwan-
derung zu tun. Aktuelle Zahlen der
Universität Basel zeigen auch, dass
55 Prozent der Kinder eine oder meh-
rere Fremdsprachen sprechen. Jedes
fünfte redet daheim sogar nie oder nur
selten Deutsch. Ein Rückstand, der
sich kaum mehr aufholen lässt. Erwie-
sen ist auch: Je mehr Eltern pro Quar-
tier oder Bezirk nicht deutschsprachig
sind, desto schlechter reden ihre Kin-
der Deutsch.

Aus der Landes- ist eine Problem-
sprache geworden. Eine Sprachstand-
erhebung – ebenfalls von der Uni Basel –
mit über 23 000 Kindern kam in die-
sem Jahr zu dem Befund: Jedes dritte
Kind kann mit zirka drei Jahren nur
ungenügend Deutsch. Wenn Deutsch

jedoch nicht die Muttersprache ist,
brauchen 70 Prozent der Kinder eine
Sprachförderung.

Genau wissen will man das in der Poli-
tik allerdings nicht. Der Eindruck ent-
steht, dass man lieber auf Begriffe wie
«sozioökonomische Faktoren» verweist.
So bleibt alles schwammig. Dazu kommt,
dass dieser Test für die Zweitklässler –
Stand jetzt – in Zukunft nicht wiederholt
wird. So können auch keine Lehren aus
dem Befund gezogen werden. Oder wie
es der renommierte Bildungsforscher Ste-
fan Wolter in einem NZZ-Interview ge-
sagt hat: «Die Schweiz hat eine Aversion
gegen das Testen. Das ist für viele ein Vor-
teil, weil man behaupten kann, was man
will. Jeder Vergleichstest ist ein politi-
scher Kraftakt. Weil sich alle davor drü-
cken. So kann man dahindümpeln, weil
man sich den Spiegel so selten vorhält.»

Bereits in der Primarschule erlangen immer mehr Kinder die verlangten Kompetenzen nicht. KARIN HOFER / NZZ

Leuker wehren sich in Bern gegen Musks Starlink-Antennen
Zwei Ärzte und ihre Mitstreiter übergeben eine Petition mit 15 000 Unterschriften

RENATO SCHATZ

«Nein zu den Launen eines Techmilliar-
därs!», steht auf einem der Plakate vor
dem Bundeshaus. Auf einem anderen:
«Keine Starlink-Antennen in Leuk!»
Fünfzehn Leukerinnen und Leuker sind
am Donnerstag nach Bern gefahren, um
dem Bundesrat eine Petition zu über-
geben. Sie protestieren damit gegen die
vierzig Antennen, die oberhalb von Leuk
gebaut werden sollen. Mit der Anlage
will SpaceX, ein Unternehmen des Mil-
liardärs Elon Musk, sein satellitenbasier-
tes Internet namens Starlink verbreiten.
Der Besuch in Bern ist die nächste Epi-
sode einer Geschichte, die manche für
eine Lokalposse halten, andere dagegen
für eine geopolitische Schicksalsfrage.

Ein Blick zurück: Im Juni 2025 er-
fährt Hanna Schnyder-Etienne in der
Lokalzeitung vom Projekt auf dem
Brentjong-Plateau, wo gegenwärtig
noch Satellitenschüsseln aus dem Jahr
1973 stehen. Schnyder-Etienne hat
35 Jahre lang als Hausärztin im Ort
gearbeitet und sorgt sich: um die Ge-
meinde, um die Gesundheit.

Sie ruft Roman Kuonen an, mit dem
sie sich jahrelang die Gemeinschafts-
praxis im Dorf teilte. Die beiden grün-
den den «Verein zum Schutz vor Satel-
litenstrahlung Region Leuk», lesen Stu-
dien, veranstalten Informationsabende,
sprechen mit den Medien. Obschon
25 Einsprachen bei der Gemeinde ein-
gehen, erteilt sie die Baubewilligung.

«Der Gefahren bewusst werden»

Im 21 Seiten langen Bauentscheid, der
dieser Zeitung vorliegt, verweist die Ge-
meinde unter anderem auf eine «Hoch-
frequenzstudie», die von SpaceX durch-
geführt worden sei. «Die Studie kam
zum Schluss, dass die Antenne inner-
halb der Sicherheitsspanne für elek-
tromagnetische Strahlungen arbeitet
und somit sicher ist», bilanziert die Ge-
meinde im Bauentscheid.

Doch Schnyder-Etienne zweifelt an
der Studie. Schon deshalb, weil sie von
SpaceX durchgeführt worden sei, sagt sie
an diesem Donnerstag in Bern.Weiter be-
leuchte die Studie nur die Auswirkungen
von einer Antenne. «Aber es würde nicht

nur eine gebaut, sondern vierzig.» Auch
behauptet Schnyder-Etienne, dass die
Antennen in einem Winkel von 140 Grad
strahlen würden und folglich die Einwoh-
nerinnen und Einwohner träfen. «Und es
gibt Studien, die nachweisen, dass diese
Strahlen bei Mäusen krebserregend
sind.» Sie plädiert dafür, erst weitere For-
schungen abzuwarten, bevor SpaceX die
Antennen baut. Der «Verein zum Schutz
vor Satellitenstrahlung Region Leuk» hat
deshalb beim Kanton Wallis Einsprache
gegen die Baubewilligung eingelegt.

Der Bundesrat hat sich nach einer
Interpellation des Grünen-National-
rates Christophe Clivaz Anfang Mai be-
reits zu den vierzig Antennen geäussert.
Er sei sich «der strategischen Bedeutung
moderner Satellitenkonstellationen wie
Starlink bewusst», schrieb er in seiner
Antwort. Gleichzeitig machte er klar, dass
er derzeit keinen Handlungsbedarf sieht.

Die Petition soll nun dafür sorgen,
dass sich der Bundesrat «der Gefah-
ren dieser Antennen endlich bewusst»
werde, sagt Kuonen. Er wünscht sich
eine Grundsatzdebatte: «Welche Ge-
fahren gehen von solchen Strahlen aus?

Und will man Elon Musk wirklich den
roten Teppich ausrollen?»

Notfalls vor das Bundesgericht

Dann übergeben Kuonen und Schnyder-
Etienne die Petition der Bundeskanzlei.
Darunter sind auch knapp 15 000 Unter-
schriften, die sie gemeinsam mit der Kam-
pagnenorganisation Campax im Internet
gesammelt haben. Danach stellen sich die
fünfzehn Leukerinnen und Leuker mit
den Plakaten zu einem Gruppenfoto auf.
«Nicht lachen», sagt die Campax-Mitar-
beiterin, bevor sie das Foto schiesst. «Das
Thema ist ja nicht lustig.»

Die Veranstaltung weiss nicht so
recht, was sie sein soll. Schnyder-Etienne
hat ihre Familie mitgebracht. Einige
haben Wanderrucksäcke geschultert.
Ein Mann trägt einen Pin mit der Auf-
schrift «Free Tibet». Gleichzeitig schwir-
ren zwei Kameraleute um Schnyder-
Etienne und Kuonen herum, weil sie
einen Dokumentarfilm drehen.

Am Schluss halten Schnyder-Etienne
und Kuonen eine Rede. Die beiden sind
adrett gekleidet und wählen ihre Worte

sorgfältig. Sie verwenden Fachbegriffe,
sprechen von «Streustrahlung» oder
«kumulativen Effekten». Sie sind keine
Schwurbler, keine Dampfplauderi oder
Wichtigtuer. Sie scheinen zu wissen,
wovon sie reden. Irgendwann in seiner
Rede sagt Kuonen, mit den Starlink-
Antennen werde Leuk zu einem «An-
griffsziel ersten Ranges».

In diesem Widerspruch bewegt sich
diese Geschichte: Kuonen sieht in den
vierzig Antennen knallharte Geopoli-
tik, die Gemeinde Leuk einen einfachen
Bauentscheid zur Parzelle 4530. Ge-
meindepräsident Alain Bregy klang fast
überrascht ob der vielen Reaktionen, als
er im Winter sagte: «Das ist keine Volks-
abstimmung, sondern ein normales Bau-
gesuch, welches gemäss den geltenden
Gesetzen behandelt wird.»

Mit den geltenden Gesetzen befasst
sich gegenwärtig der Kanton Wallis, der
nach der Einsprache des Vereins prü-
fen muss, ob die Baubewilligung rech-
tens ist. Kuonen erwartet den Entscheid
im Laufe des Sommers. Bis dahin ist das
Projekt sistiert. Kuonen sagt, notfalls
ziehe er auch vor das Bundesgericht.

Wenig überraschend
wird die Debatte
vermieden, ob
dieser Leistungsabfall
etwas mit Migration
zu tun hat.
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Andrea Caroni kämpft für das Ständemehr
Lange hat der redselige Ausserrhoder Standesvertreter geschwiegen, jetzt ist er zurück

MATTHIAS VENETZ, BERN

Als der redselige Andrea Caroni zum
Ständeratspräsidenten gewählt wurde,
verstummte er. Von Amtes wegen, wie
er in den Medien erklärte. Caroni hat
Wort gehalten und sich im vergange-
nen Jahr in Sachfragen auffallend zu-
rückhaltend verhalten. Innert weniger
Wochen hat der Ausserrhoder FDP-
Ständerat seine Schweigeexerzitien nun
aber kompensiert. Einige würden sogar
sagen: überkompensiert.

Anfang Mai stiess Caroni eine neue
Diskussion über die Frage des Stände-
mehrs für die neuen EU-Verträge an.
Die EU-Kritiker im Parlament nahmen
die Idee dankbar auf und wittern ihre
Chance, die Hürden bei einer Volks-
abstimmung wesentlich höher zu setzen.
Die FDP hat sich zuletzt aber gegen
ein Ständemehr gestellt. Das «St. Gal-
ler Tagblatt» schrieb deshalb, im frei-
sinnigen Parteivorstand gelte offenbar:
Freund, Feind, Parteikollege.

Die Diskussion über das Stände-
mehr nahm gerade erst Fahrt auf, da
zettelte Caroni bereits die nächste an.
In der «Sonntags-Zeitung» erklärte
er jüngst: «Zuwanderer setzen sich in
der Schweiz in ein gemachtes Nest. Da
kann man von ihnen verlangen, dass
sie dafür etwas bezahlen.» Kurz vor
der Abstimmung über die 10-Millio-
nen-Initiative der SVP forderte Caroni
eine Zuwanderungsabgabe. Eine Idee,
die er in den vergangenen Jahren
immer wieder diskutieren wollte. Ge-
legenheit dazu bot sich erst vor weni-
genMonaten, als die Mitte-Ständerätin
Heidi Z’graggen diesen Ansatz als
Gegenvorschlag zur SVP-Initiative ein-
brachte. Der Ständerat lehnte jedoch
ab.Auch Caroni.

Ansätze einer Erklärung für den
neuen Tatendrang und die scheinbaren
Widersprüchlichkeiten von Andrea
Caroni liefern seine Heimat, seinWerde-
gang und – wie es sich für einen redseli-
gen Politiker gehört – er selbst.

«Sibe chugelrundi Säu»

Der Schweizer Autor und Journalist
Fritz RenéAllemann glaubte schon vor
mehr als einem halben Jahrhundert,
er könne den Appenzeller Menschen-
schlag anhand der Landschaft, die die-
ser bewohnt, entschlüsseln. Sowohl in
Inner- wie auch in Ausserrhoden ist die
Landschaft von Einzelsiedlungen ge-
prägt.Darin, soAllemann, zeige sich der
Wille zur Selbständigkeit, zum Für-sich-
Sein, zur Ungebundenheit.

Auch Caroni selbst zelebriert den
Ausserrhoder Freiheitsdrang mit einer
grossen Lust an der dekonstruktiven
Irritation.Als er seinen offiziellen Emp-
fang als Ständeratspräsident in Herisau
plante, wünschte er sich, dass alle An-
wesenden – inklusive der teilnehmen-

den Bundesräte – mit ihm ein altes Kin-
derlied singen würden.Und das geht so:
Sibe chugelrundi Säu, liged näbenand
im Heu, alli tüend grunze, alli tüend
schmatze und enand am Rugge chratze.

Das OK riet Caroni ab.AmEnde der
Feier stimmte er das Lied trotzdem an.
Und die Leute sangen mit.

Auch innerhalb seiner Partei sieht
sich Caroni als lustiger Widerborst.
Gegenüber der NZZ sagte er einmal:
«Mein Minimalziel ist es, jenen Libera-
len ein schlechtes Gewissen zu machen,
die vom Liberalismus abweichen.»

In den vergangenen Jahren hat er
sich immer wieder an dieses Prinzip ge-
halten, selbst wenn er sich damit selbst
exponierte. Als die Stimmbevölkerung
vor mehr als zehn Jahren über die Pädo-
phileninitiative abstimmte, stampfte
Caroni ein Nein-Komitee aus dem
Boden und erklärte: «Wenn beispiels-
weise ein 22-Jähriger eine fünf Jahre
jüngere Freundin hat, darf er nie mehr
Lehrer, Fussballtrainer oder Lagerleiter
sein.» Die Stimmbevölkerung liess sich
von dieser Argumentation allerdings
nicht überzeugen und stimmte der In-
itiative mit fast 65 Prozent zu.

Diese calvinistische Prinzipien-
strenge kontrastierte Caroni schon mit
Beatbox-Einlagen auf Showbühnen
oder Schlagzeug-Improvisationen im
Schweizer Fernsehen. Dann provo-

ziert er die Parteilinke wieder, indem er
ein Selfie mit dem libertären argentini-
schen Präsidenten Javier Milei postet,
und gründet aus demselben Enthusias-
mus heraus eine Bundeshaus-Band.Ge-
wissermassen ist Caroni ein harmonie-
bedürftiger Solitär.

Wie ein Verfassungsrichter

Doch das ist nur eine Rolle, die Caroni
beherrscht. Vielleicht gibt es keinen
anderen Ständerat, der das Selbstbild
dieser Kammer derart verinnerlicht hat
wie er. Salbungsvoll bezeichnen sich
die Ständeräte während ihrer Debatten
immer wieder als «chambre de réfle-
xion». Auch Caroni – «Ich bin nieman-
des Lobbyist» – betont gerne, dass die
Dinge in der kleinen Kammer anders
laufen als drüben in der grossen. Caroni
ist Staatsrechtler mit Doktortitel und
inzwischen auch Honorarprofessor der
HSG. Manchmal hört er sich an wie ein
ehrenamtlicher Verfassungsrichter.

Bei seinem Vorstoss zum Stände-
mehr gehe es ihm ausschliesslich um
rechtsstaatliche Prinzipien, sagt Caroni
nun. Befürworter und Gegner der EU-
Verträge dächten diese Diskussion
immer vom Resultat her, ihm gehe es
hingegen um denWeg. «Ich bin keiner,
der das Pferd am Schwanz aufzäumt.»
Persönlich tendiere er derzeit vorsich-

tig zurAnnahme derVerträge, doch die
Frage des Ständemehrs mahne ihn zu
«grosser Sorgfalt».

Bisher argumentierten die Befürwor-
ter einer Abstimmung mit Ständemehr
so: Für wichtige Staatsverträge wie jene
mit der EU gebe es ein ungeschriebenes
«Referendum sui generis». Caroni ver-
neinte das stets mit Vehemenz, die Bun-
desverfassung sei klar.Auch deshalb ver-
suchte er ein solches Referendum in der
Verfassung festzuschreiben.Er scheiterte.

Statt auf ein «Referendum sui gene-
ris» beruft sich Caroni nun erstens auf
die Freiheit des Verfassungsgebers, die-
sen Text jederzeit zu ändern. Zweitens
auf den «Zuwanderungsartikel», den
die Stimmbevölkerung mit der Massen-
einwanderungsinitiative angenommen
hat. Laut ihm verstossen der ausgewei-
tete Familiennachzug sowie die Dyna-
mik, welche die neuen Verträge vor-
sehen, möglicherweise dagegen. Des-
halb sei eineAnpassung und somit auch
eine Abstimmung mit Ständemehr der
rechtlich sichere und saubereWeg.

Caroni sagt weiter, er sei gegen die
Masseneinwanderungsinitiative gewe-
sen. «Aber das Spiel der Demokratie
funktioniert nur, wenn wir Volksent-
scheide ernst nehmen und umsetzen.»

Denselben Verfassungsartikel könnte
Caroni übrigens auch für seine Idee einer
Zuwanderungsabgabe nutzen. Eine sol-

che – darauf legt er grossenWert – habe er
schon lange vor demAbstimmungskampf
zur SVP-Initiative gefordert.Warum aber
hat er sich dann gegen den Gegenvor-
schlag von Mitte-Ständerätin Z’graggen
gestellt? Einerseits, sagt Caroni, müsse
man einer Initiative sehr nahekommen,
wenn das Parlament einen direkten
Gegenvorschlag ausarbeite.Andererseits
habe er bei den Diskussionen zu einem
Gegenvorschlag auf einen Bericht des
Bundesrates zu diesem Thema gewartet.
Er selbst hatte diesen Bericht vor drei
Jahren inAuftrag gegeben und erst kürz-
lich eine Antwort erhalten. Das sei «un-
günstiges Timing der Regierung». Nun
aber würden die neuen EU-Verträge mit
der Schutzklausel eine gute Möglichkeit
für eine Zuwanderungsabgabe bieten. Im
Juni will er einen entsprechendenAntrag
ins Parlament bringen.

Parteiräson!

Die Delegierten der FDP haben sich
im Herbst klar für die neuen EU-Ver-
träge ausgesprochen und knapp gegen
eine Abstimmung mit Ständemehr. Im
Parlament war die Partei gegen einen
Gegenvorschlag zur 10-Millionen-In-
itiative. Das Parteisekretariat warnt seit
Monaten auf allen Kanälen vor einer
«Chaos-Initiative». Konterkariert FDP-
Vizepräsident Caroni mit seinem Vor-
preschen folglich nicht die Mühen sei-
ner eigenen Partei?

Die Co-Präsidentin seiner Partei,
Susanne Vincenz-Stauffacher, verneint.
Die Parteipräsidentenkonferenz des
Freisinns habe sich im Herbst für ein Ja
zu den Verträgen und für das doppelte
Mehr ausgesprochen. Diskutiert wurde
damals insbesondere ein Staatsvertrags-
referendum «sui generis».Die Delegier-
ten seien der Empfehlung der kantona-
len Parteispitzen zwar nicht vollständig
gefolgt und hätten sich im Grundsatz
gegen das doppelte Mehr ausgespro-
chen. Allerdings sei Caronis Vorschlag
ein neuer Ansatz, den man in der Frak-
tion und in der Basis erst noch diskutie-
ren müsse.Einen endgültigen Entscheid
erwartet sie erst vor der Volksabstim-
mung. Damit lässt Vincenz-Stauffacher
ihrer Partei und ihrem Vizepräsiden-
ten den grösstmöglichen Spielraum. Sie
wird wissen, warum.

In der Deutschschweiz hegen Teile
der FDP-Basis grosse Vorbehalte gegen
die EU-Verträge. Ein Ja zu denAbkom-
men und zum Ständemehr (in der Va-
riante Caroni) könnte für die FDP ein
europapolitischer Kompromiss sein.
Falls nicht, gewinntVincenz-Stauffacher
auch nichts,wenn sie diese Diskussionen
jetzt schon abklemmt.

Schliesslich sind nicht nur Appen-
zeller Ständeräte für ihre Widerborstig-
keit bekannt, sondern auch die europa-
kritischen Akteure des Deutschschwei-
zer Freisinns.

LustigerWiderborst:Andrea Caroni im Ständeratssaal, wo man sich als «chambre de réflexion» sieht. ANTHONY ANEX / KEYSTONE
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